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DER PRÄSIDENT DES BUNDESRATES 

Abschrift 


Bonn, den 22. Mai 1953 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Abgeordneten Kiesinger 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 108. Sitzung 
am 22. Mai 1953 beschlossen hat, hinsichtlich des vom Deutschen 
Bundestage am 6. Mai 1953 verabschiedeten 

Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung 
steuerlicher Vorschriften und zur Sicherung 
der Haushaltsführung 

— Nrn. 4092, 4294 der Drucksachen, Umdruck Nr. 896 — 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Absatz 2 des Grundgesetzes aus den aus der Anlage ersichtlichen 
Gründen einberufen wird. 


In Vertretung 
gez. Altmeier 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Bonn, den 22. Mai 1953 

Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 7. Mai 1953 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 

In Vertretung 

Altmeier 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei Gebr. Scheur, Bonn 
Allein-Vertrieb: Dr. Hans Heger, Andernach, Breite Straße 30, 
und Wiesbaden, Nietzschestraße 1 



BUNDESRAT 


Bonn, den 22. Mai 1953 


Betr.: Entwurf eines Gesetzes zur Änderung steuerlicher Vorschriften und zur Sicherung der 
Haushaltsführung 


1. Die Vorschriften über die Änderung steuer- 
licher Vorschriften (Erster Teil und Dritter 
Teil, §§ 2 und 3) 

und 

die Vorschriften über die Inanspruchnahme 
eines Teils der Einkommensteuer und der 
Körperschaftsteuer durch den Bund (Zweiter 
und Dritter Teil, §§ 1 bis 3) sind als zwei 
selbständige Gesetze zu behandeln. 

2. Das Gesetz über die Änderung steuerlicher 
Vorschriften, dem der Bundesrat zustimmt, 
ist dem Bundestag unverändert — auch hin- 
sichtlich des Zeitpunkts des Inkrafttretens 
der Tarifsenkung am 1. Juni 1953 — zur 
alsbaldigen Annahme zu empfehlen. 

3. Das Gesetz über die Inanspruchnahme eines 
Teils der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer ist wie folgt zu fassen: 
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In den Rechnungsjahren 1953 und 
1954 nimmt der Bund zur Deckung 
seiner durch andere Einkünfte nicht ge- 
deckten Ausgaben 37 v. H. der Ein- 
nahmen in Anspruch, die den Ländern 
in den Rechnungsjahren 1953 und 1954 
aus der Einkommensteuer und der Kör- 
perschaftstcuer zufließen. 

§ 2 

(1) Bleibt der Anteil eines Landes an 
der Einkommensteuer und der Körper- 
schaftsteuer in den Rechnungsjahren 
1953 und 1954 hinter 100 v. H. des 
diesem Land im Rechnungsjahr 1952 
verbliebenen Anteils an der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer zu- 
rück, so ist der nach § 1 dem Bund zu- 
stehende Anteil entsprechend zu kürzen. 
Dabei gilt als Aufkommen des Rech- 
nungsjahres 1952 aus der Einkommen- 
steuer und der Körperschaftsteuer der- 
jenige Betrag, der einem Lande nach 


Abzug der von ihm auf Grund des Zer- 
legungsgesetzes vom 29. März 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 225) gezahlten 
Zerlegungsbeträge als Landesanteil ver- 
blieben ist. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen 
trifft mit Zustimmung des Bundes- 
rates die für das Verfahren der Kür- 
zung erforderlichen Bestimmungen. 

S 3 

Die Finanzämter führen die nach § 1 
in Anspruch genommenen Einnahmen 
täglich an die Bundeshauptkasse ab. Der 
Bundesminister der Finanzen kann zur 
Vereinfachung des Verwaltungsverfah- 
rens die Abführung der Einnahmen 
anderweitig regeln. 

§ 4 

Die nach diesem Gesetz vom Bund in 
Anspruch genommenen, auf die Zeit 
vom 1. April 1953 bis 31. Juli 1953 ent- 
fallenden und für diese Zeit noch nicht 
abgeführten Einnahmen sind bis zum 
31. August 1953 an die Bundeshaupt- 
kasse abzuführen. Der Bundesminister 
der Finanzen kann einem Land auf An- 
trag Fristverlängerung gewähren. 

S 5 

Der bayerische Kreis Lindau gilt als 
Land im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe der 
§§ 12 Abs. 1 und 13 Abs. 1 des Gesetzes 
über die Stellung des Landes Berlin im 
Finanzsystem des Bundes (Drittes Uber- 
leitungsgesetz) vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land 
Berlin. Rechtsverordnungen, die auf 
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Grund der in diesem Gesetz enthaltenen 
Ermächtigungen erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten 
Überleitungsgcsetzes. 

§ 7 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 
1. April 1953 in Kraft.“ 


Begründung 

I. 

Die Einkommensteuer und die Körperschaft- 
steuer stehen nach dem Grundgesetz in erster 
Linie den Landern zu. Sie bilden das Rück- 
grat ihrer Haushalte. Die von der Bundes- 
regierung vorgeschlagene und vom Bundestag 
beschlossene Steuersenkung wird nach den 
Schätzungen zu einem Ausfall von etwa 
1 Milliarde DM im Jahre 1953 führen. Gegen 
die Minderung der Einnahmen von Bund und 
Ländern hat der Bundesrat bereits im 
1 . Durchgang ernste Bedenken erhoben. 

Zu diesen haushaltsmäßigen Besorgnissen 
treten noch Bedenken gegen einige steuerliche 
Vorschriften. Sie sind gegenüber dem Stand 
der Vorlage der Bundesregierung durch die 
Fassung, die der Bundestag beschlossen hat, 
verstärkt worden. Trotzdem sieht der Bundes- 
rat davon ab, den Vermittlungsausschuß 
wegen des steuerlichen Teils der Vorlage an- 
zurufen, um eine Verzögerung der Steuer- 
senkung zu vermeiden. 

II. 

Mit der Inanspruchnahme eines Teils der Ein- 
kommensteuer und der Körperschaftsteuer für 
die Rechnungsjahre 1953 und 1954 hat sich 
der Bundesrat bereits zweimal befassen 
müssen. Er hat dabei die Auffassung ver- 
treten, daß ein höherer Bundesanteil als 
37 v. H. für die Länder untragbar ist. Er 
muß auch nach nochmaliger Prüfung an dieser 


Auffassung festhalten. Die Bundesregierung 
war in ihrer Gesetzesvorlage selbst der An- 
sicht, daß nur ein Bundesanteil von 38,15 v. H. 
für die Länder zumutbar ist. 

Ebensowenig können sich die Länder darauf 
einlassen, daß von dem Mehraufkommen, das 
sich in den Jahren 1953 und 1954 möglicher- 
weise über den von der Bundesregierung ge- 
schätzten Betrag von 10,9 Milliarden DM 
hinaus ergeben wird, 80 v. H. an den Bund 
abgeführt werden. Der Bundesrat hat schon 
bei anderer Gelegenheit zum Ausdruck ge- 
bracht, daß nicht nur der Haushalt des Bundes, 
sondern auch die Haushalte der Länder durch 
eine dynamische Entwicklung gekennzeichnet 
sind. Aus diesem Grunde sind die Länder 
dringend darauf angewiesen, daß ihnen die 
Mehreinnahmen, die aus dieser Steuerreform 
erwartet werden, zu ihrem Teile zufließen, 
andernfalls könnten sie die Aufgaben, die 
ihnen nach dem Grundgesetz obliegen, nicht 
erfüllen. 

Die haushaltsmäßige Lage der Länder und die 
Bereitschaft des Bundes, die Auswirkung der 
Steuerreform allein zu tragen, rechtfertigen 
die Forderung nach der Garantie des vor- 
jährigen Aufkommens. 

III. 

Das Gesetz zur Änderung steuerlicher Vor- 
schriften und zur Sicherung der Haushalts- 
führung verbindet zwei nicht zusammenge- 
hörende Materien. Die Gesetze über die Än- 
derung steuerlicher Vorschriften sind auch in 
den vergangenen Jahren nicht mit der Inan- 
spruchnahme eines Teils der Einkommensteuer 
und der Körperschaftsteuer verbunden wor 
den. Der von der Bundesregierung bei dem 
vorliegenden Entwurf geltend gemachte 
finanzwirtschaftliche Zusammenhang wäre 
eher zum Haushaltsgesctz gegeben. Auch in 
Zukunft muß der Bundesanteil in einem be- 
sonderen Gesetz behandelt werden. Aus diesen 
Erwägungen schlägt der Bundesrat die Tren- 
nung der beiden gesetzlichen Materien vor. 
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